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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Ein Austro-Keynesianismus?
Felix Butschek, Wien

Österreich ist wohl das einzige Land, an dem die „monetaristische Revolution“ spurlos vorübergegan­
gen und das ein Refugium des Keynesianismus geblieben ist. Wie kommt es zu dieser Dominanz des 
Keynesianismus in der österreichischen Wirtschaftspolitik? Gibt es einen „Austro-Keynesianismus“?

Anläßlich eines Symposiums „Ist Arbeitslosigkeit 
unvermeidlich?“ , das das österreichische Insti­

tu t für Wirtschaftsforschung in Wien veranstaltete 
und auf dem deutsche und österreichische National­
ökonomen zu Wort kamen, ergab sich eine eigen­
artige Situation. Eigenartig nicht deshalb, weil es 
zu einer Polarisierung der Meinungen kam — das 
ist schließlich zu erwarten, wenn man Neoklassiker 
und Keynesianer einander gegenüberstellt, und im 
übrigen gelangte man zumindest in den w irt­
schaftspolitischen Schlußfolgerungen zu einer ge­
wissen Übereinstimmung —, sondern eigenartig 
wegen der völlig homogenen Einstellung, die die 
österreichischen Gesprächspartner an den Tag 
legten.

Das Ziel der Veranstalter war es gewesen, einer 
interessierten österreichischen Öffentlichkeit das 
ganze Spektrum der in der Bundesrepublik 
Deutschland vertretenen aktuellen Meinungen zu 
präsentieren. So vertrat Prof. O. Sievert die Auf­
fassungen des Sachverständigenrates zu diesem 
Thema, der Prof. H. Gerfin die Antithese des „ge­
mäßigten Keynesianismus“ entgegensetzte. Außer­
dem referierten Prof. H. König über „Sucharbeits- 
losigkeit — ein Phänomen der siebziger Jahre“ 
und Prof. A. E. Ott über „Angebotsreduktion als 
Mittel der A rbeitsm arktpolitik“ .

Erstaunlich blieb die im wesentlichen einheitlich 
keynesianische Ausrichtung der österreichischen 
Koreferenten und Diskutanten, obwohl die Veran­
stalter diese sowohl von den Universitäten. als 
auch von der empirischen Forschung ausgewählt 
und Wert darauf gelegt hatten, die Redner nach 
politischen Sympathien gleichmäßig zu verteilen. 
Damit wurde eine Tatsache manifest, die bis 
dahin nur im engeren Kreis bekannt war — daß 
Österreich ein Refugium des Keynesianismus ist.

Das erstaunt deshalb, weil es kaum ein zweites 
Land gibt, an dem die „monetaristische Revolu-

Dr. Felix Butschek, 47, gehört der Leitung 
des österreichischen Instituts für Wirtschafts­
forschung (WIFO) an. Schwerpunkte seiner 
Forschungstätigkeit sind der Arbeitsmarkt, 
die Regionalökonomie und die neuere öster­
reichische Wirtschaftsgeschichte.

tion “ spurlos vorübergegangen ist, und sei es 
auch nur durch eine Wiederbelebung neoklassi­
schen Denkens, und weil doch Österreich — wie 
es der Leiter des österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung Prof. H. Seidel ausdrückte — 
auch zum „Nettoimporteur von Ideen“ geworden 
ist. Woher also diese Dominanz des Keynesianis­
mus? Woraus erklärt sich diese Situation?

Will man den Ursachen auf die Spur kommen, ist 
zunächst davon auszugehen, daß in Österreich ein 
verhältnismäßig enger Kontakt zwischen den Uni­
versitäten und der empirischen Forschung besteht. 
Diese Bindung gibt es bereits seit Jahrzehnten ’J. 
Nun ergibt sich aus dieser Verbindung von Theo­
rie und Praxis vorerst noch kein Hinweis auf die 
keynesianische Position. Die in der Fußnote zitier­
ten Theoretiker waren in ihrer großen Mehrheit 
auch alles andere denn Keynesianer.

Im österreichischen Institut für Wirschaftsforschung 
vollzog sich der Umschwung nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Erst mit dem Eintritt des heutigen Lei­
ters wurde Keynesianismus zur Basis der For­
schungsarbeit des Hauses. Die Universitäten blie­
ben zunächst noch einer Neoklassik verhaftet, die 
sich — zu Recht oder zu Unrecht — in der Tradition 
der Österreichischen Schule der Nationalökonomie 
sah. Erst in den fünfziger Jahren begann auch 
hier im Zuge der Generationenablöse die Hinwen­
dung zum Keynesianismus. Die Rückwirkungen 
der Empirie auf das theoretische Denken der 
österreichischen Nationalökonomen stammen frei­
lich erst aus den kumulierten Erfahrungen der 
Nachkriegszeit. Ein prägendes Ereignis reicht frei­
lich weiter zurück.

Die österreichische Wirtschaftsentwicklung zwi­
schen den beiden Weltkriegen hinterließ einen 
tiefen Schock. Diese Epoche war seit dem Ein­
bruch der Weltwirtschaftskrise durch permanente 
Stagnation gekennzeichnet gewesen. Sie brachte 
den schwersten Rückschlag der österreichischen 
Wirtschaftsgeschichte überhaupt, der das Land im 
Durchschnittseinkommen weit von den führenden

!) D ie G ründer des heutigen Österreichischen Institu ts  fü r W irt­
schaftsforschung hießen L. M ises und F. A. Hayek, der letzte 
D irektor vo r dem Zweiten W eltkrieg  w ar O. Morgenstern. Und 
renom m ierte  Namen, w ie  G. Haberler, F. Machlup, G. T in tner und 
A. W ald, finden sich in der P ub lika tionsre ihe  des Institu ts vor 
1938. Auch v ie le  der heutigen O rd inarien an den österreichischen 
U niversitäten arbeite ten ze itw e ilig  im Institu t, stehen m it ihm in 
Verbindung oder s ind zum indest an em pirischer A rbe it interessiert.
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europäischen Industriestaaten absetzte. Zwar hatte 
die Wirtschaftskrise auch andere Länder in ähn­
licher Stärke wie Österreich getroffen, vor allem 
Deutschland. Aber dort gelang es, sich bis zum
2. Weltkrieg aus der Stagnation zu lösen, während 
Österreich darin verharrte. 1937 gab es noch eine 
Arbeitslosenrate von 21,7% . Die Wirtschaftspolitik 
jener Zeit war strikt auf Zahlungsbilanzausgleich 
und Geldwertstabilität gerichtet. Ein Ziel, das wohl 
erreicht wurde, aber um den Preis einer Lähmung 
der wirtschaftlichen Aktivität.

Auch gab es damals kaum renommierte österrei­
chische Nationalökonomen, die aufgrund plausi­
bler theoretischer Überlegungen eine alternative 
W irtschaftspolitik beantragten. Ganz im Gegensatz 
etwa zu Deutschland, wo — wie erst jüngst in der 
Literatur dargelegt wurde — die Präkeynesianer 
aktiv waren und letztlich auch die Regierungs­
politik unter Papen und Schleicher beeinflußten. 
Daß ihre Überlegungen dann vom nationalsozia­
listischen Regime weiter und zu einem verwerf­
lichen Zweck verw irklicht wurden, ändert nichts 
an dem Gewicht ihrer Aktivität und daran, daß in 
Deutschland eben seit 1932 eine expansive Wirt­
schaftspolitik betrieben worden war. Zwar verwen­
deten die Nationalsozialisten nach der Okkupation 
Österreichs dasselbe Rezept mit womöglich noch 
größerem Erfolg, aber diese Phase stürmischen 
Wachstums ist wegen ihrer kurzen Dauer ver­
gessen und kann gewiß nicht der österreichischen 
W irtschaftspolitik zugerechnet werden.

Sicherlich ließen die historischen Erinnerungen in 
der heute m ittleren Generation der österreichi­
schen Nationalökonomen so etwas wie einen 
„Nachholbedarf an Keynesianismus“ entstehen. 
Auf der anderen Seite kamen vom Neoliberalismus 
keine starken Impulse. Man kann zwar schwer ab­
schätzen, welche Wirkung er auf das heutige öko­
nomische Denken hat, doch liegt der Schluß nahe, 
daß er dort, wo er dominierte, die Tendenz zur 
Neoklassik förderte. Nun beeinflußte der Neolibe­
ralismus in Österreich das ökonomische Raisonne- 
ment nicht in gleichem Maße wie in der Bundes­
republik Deutschland. Zwar fand man nicht nur 
auf den Universitäten viele Sympathien dafür, und 
m it Reinhard Karnitz wurde in Österreich ein neo­
liberaler Finanzminister populär, aber es gab zu 
d ieser Zeit eben auch die große Koalition, und die 
Sozialisten sowie die ihnen nahestehenden Öko­
nomen waren Keynesianer. Dadurch erreichte 
diese Schule nicht jene Vorherrschaft, die sie doch 
einige Zeit in der Bundesrepublik innehatte, und 
es ist sicherlich auch nicht zu übersehen, daß eine 
langjährige sozialistische Regierung das Denken 
der Nationalökonomen beeinflußt.

Wesentlich für die österreichische Denkweise 
waren jedoch auch die Erfahrungen der Nach­

kriegszeit sowie die institutioneilen Gegebenhei­
ten in Österreich. Unter diesen Eindrücken ent­
stand eine Position, die man schon mit „Austro- 
Keynesianismus“ (Seidel) beschrieben hat. Wel­
ches sind nun die Charakteristika dieses Austro- 
Keynesianismus?

□  Die Nachfragesteuerung hat bestimmte Schwer­
punkte. Im allgemeinen wurde in Österreich Nach­
frageexpansion nie über den privaten Konsum 
betrieben. Die Steuersenkung des Jahres 1975 er­
folgte nicht zu diesem Zweck, sondern war schon 
seit längerem aus verteilungspolitischen Erwägun­
gen geplant. F iskalpolitik wird in Österreich zu­
meist durch Investitionen der öffentlichen Hand 
selbst oder durch Investitionsförderung betrieben.

□  Nebenziel der fiskalpolitisch motivierten Inve­
stitionen oder der Investitionsförderung sind Ver­
besserungen der Wirtschaftsstruktur. (Hier ist al­
lerdings anzumerken, daß die österreichische 
Wirtschaftsstruktur ebenfalls aus institutionellen 
Gründen gegen marktinduzierte Änderungen ziem­
lich resistent ist.)

□  Die Einkommen werden nicht allein durch den 
Markt und durch auf diesem separat agierenden 
Marktparteien determiniert, sondern im Rahmen 
der sogenannten „Sozialpartnerschaft“ . Die Ein­
kommensentwicklung hängt daher in beträcht­
lichem Maß von den Übereinkünften ab, die zwi­
schen den Organisationen der Unternehmer, der 
Arbeitnehmer, dem Staat und der Nationalbank 
getroffen werden. Die Übereinkommen sind te il­
weise informell, zum Teil kommen sie im Rahmen 
der „Paritätischen Lohn- und Preiskommission“ 
zustande, einer Einrichtung, deren Spruch sich 
die Marktparteien und fast alle größeren Betriebe 
des Landes freiw illig  unterwerfen.

□  Daraus ergibt sich, daß ökonomische Impulse 
in Österreich eher Mengen- als Preiseffekte aus- 
lösen. (Überdies gehört Mengenrationierung in 
Österreich zu den akzeptierten Techniken der W irt­
schaftspolitik, angefangen von der Emissions­
kontrolle auf dem Rentenmarkt bis hin zur Ver­
gabe von Förderungsmitteln mit „Warteschlangen­
effekten“ ).

Aus dieser Position des „Austro-Keynesianismus“ 
wurde in der Krise 1975 eine W irtschaftspolitik 
konzipiert, die erheblich von jener in den meisten 
anderen OECD-Staaten abwich.

Die österreichische W irtschaftspolitik war nicht 
bereit, das „Ausschwingen der Konjunktur“ zuzu­
lassen, um durch ein — mäßiges — Wachsen der 
Arbeitslosigkeit die Inflationsentwicklung zu bre­
chen. Sie setzte daher prompt das keynesianische 
Instrumentarium durch tatsächliche Passivierung 
der öffentlichen Haushalte bei Erweiterung der 
Geldbasis ein. Das „Zwischenhoch“ 1976 veran-
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laßte manche Länder, eine Budgetkonsolidierung 
einzuleiten oder eine solche weiterzutreiben und — 
entsprechend der monetaristischen Vorstellun­
gen — eine Geldmengenausweitung im Ausmaß 
des Produktionspotentials vorzugeben. In Öster­
reich dagegen wurden noch Anfang 1976 zusätz­
liche expansive Maßnahmen im Budget beschlos­
sen, und die Geldmenge zeigte bis Anfang 1977 
eine stark expansive Tendenz.

Zur außenwirtschaftlichen Absicherung dieser Po­
litik  bediente man sich nicht des traditionellen In­
struments der Abwertung, wie es Schweden in der 
gleichen Situation benutzte, sondern versuchte, 
über eine Hartwährungspolitik den Preis- und 
Kostenauftrieb allmählich unter Kontrolle zu be­
kommen.

Ab 1975 war die Hartwährungspolitik somit nicht 
mehr das Resultat der wirtschaftlichen Entwick­
lung, sondern wurde zum Mittel der Wirtschafts­
politik. Ihr Ziel war es, die österreichische W irt­
schaft vom internationalen Inflationsverbund durch 
Import von „S tab ilitä t“ abzukoppeln, aber auch die 
Preise zumindest des exportorientierten Sektors auf 
diese Weise zu senken. Diese Politik der Noten­
bank sollte durch Aktivitäten der Sozialpartner, in 
erster Linie natürlich der Gewerkschaften, in der 
Weise flankiert werden, daß die Tariflohnsteige­
rungen möglichst rasch unter jene der wichtigsten 
österreichischen Handelspartner, also vor allem 
der Bundesrepublik, gedrückt würden.

Die Hartwährungspolitik w irkte rasch auf die 
Preise, die Kostensteigerungen konnten dagegen 
erst nach angemessener Zeit unter Kontrolle ge­
bracht werden. Bei den wirtschaftspolitischen Ent­
scheidungen mag es eine Rolle gespielt haben, 
daß man ab 1976 w ieder einen kräftigen Auf­
schwung erwartete. Mit dem Anspringen der w irt­
schaftlichen Aktivität im Ausland wurde eine Syn­
chronisation der Kostensteigerungen und eine 
Verbesserung der Wettbewerbslage im In- und 
Ausland erwartet. Als diese ausblieb und sich die 
Zahlungsbilanz verschlechterte, vollzog sich in der

österreichischen W irtschaftspolitik ein Kurswech­
sel in der Weise, daß im Rahmen eines Maßnah­
menpaketes versucht wurde, vor allem den priva­
ten Verbrauch zu drosseln ohne die Investitionen 
zu dämpfen. Ende 1978 wurden die Zügel wieder 
etwas gelockert, aber eben charakteristischer­
weise im Bereich der Investitionsbegünstigungen. 
Tatsächlich gelang es, das erweiterte Leistungs­
bilanzdefizit (einschließlich der statistischen Diffe­
renz) von 29 Mrd. S oder 3 ,5%  des BNP 1977 auf 
6 Mrd. S oder 0 ,7%  des BNP 1978 zu senken.

Insgesamt nimmt sich das Resultat der Politik des 
„Austro-Keynesianismus“ recht eindrucksvoll aus. 
Das reale Wachstum des österreichischen Brutto­
nationalprodukts übertraf zwischen 1973 und 1978, 
nach einer stürmischen Wachstumsphase zuvor, 
mit 2,4 %  jenes der europäischen OECD-Staaten 
mit 2 ,0%  und auch das der Bundesrepublik mit 
1 ,8% . Die Inflationsrate konnte bis 1978 auf 3 ,5%  
heruntergedrückt werden, und die Zunahme der 
Lohn- und Gehaltssumme je Beschäftigten auf 
7 % . Über die ganze Periode war es überdies 
möglich, die Vollbeschäftigung zu erhalten: Die 
Rate der Arbeitslosigkeit stieg praktisch in keinem 
Jahr auf über 2 %  im Vergleich zu einer mehr als 
doppelt so hohen im OECD-Bereich.

Nun ist das letzte Wort über die österreichische 
Wirtschaftsentwicklung gewiß noch nicht gespro­
chen. Probleme vor allem struktureller A rt stehen 
durchaus zur Diskussion. Und es wäre vermessen 
zu behaupten, die günstige Entwicklung der W irt­
schaft und insbesondere des Arbeitsmarktes sei 
ausschließlich der W irtschaftspolitik zuzuschrei­
ben. Gerade auf dem Arbeitsmarkt kam es durch 
eine kräftige Expansion des tertiären Sektors und 
eine damit verbundene Verlangsamung des Pro­
duktivitätswachstums zu einer „Abkoppelung“ von 
der W irtschaftsentwicklung. Aber immerhin gestat­
tet der Rückblick auf die österreichische W irt­
schaftspolitik, die Charakteristika des „Austro- 
Keynesianismus“ zu sehen, und zu verstehen, 
warum Österreich keinen Boden für die neueren 
Strömungen der ökonomischen Theorie abgibt.
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